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(Region) - Der Regionalverband 

Bodensee-Oberschwaben mit den 

Landkreisen Bodenseekreis, Ra-

vensburg und Sigmaringen hat sich 

am 4. Dezember 2015 einstimmig 

auf eine Prioritätenliste für Straßen-

bauvorhaben in der Region geeinigt.

Verbandsdirektor Wilfried Franke 

betonte, dass die Priorisierungsliste 

über Jahre gut überlegt und mit den 

Landkreisen abgestimmt sei. Alle 

Maßnahmen seinen planerisch ge-

rechtfertigt. Sieben Maßnahmen des 

BVWP 2003 seien in der Region rea-

lisiert worden.

Die Verbandsversammlung unter-

strich die Forderung nach Einigkeit 

mit einem einstimmigen Votum. 

Matthias Klemm (Grüne), betonte, 

dass den Grünen wichtig sei, dass 

die Trassensuche offen gestaltet 

würde. Wilfried Franke entgegnete, 

dass es sogar rechtswidrig wäre ver-

schiedene Varianten nicht zu prü-

fen. (ff)

Q2

PRIORITÄTENLISTE DER REGION

BODENSEE-OBERSCHWABEN

Erste Kategorie

1.B 30, Friedrichshafen - Ravens-

burg/Eschach mit Umfahrung 

Meckenbeuren

2.B 31, Meersburg - Immenstaad mit 

Umfahrung Hagnau

3. B 32, Molldietetunnel Ravensburg

4.B 311n/B 313 Meßkirch - Sigma-

ringen - Mengen

4a) Sigmaringen - Mengen

4b) Engelswies - Vilsingen

5.B 30 Ausbauende Baindt - Bad 

Waldsee

5a) Ortsumfahrung Enzisreute

5b) Ortsumfahrung Gaisbeuren

6.B 31, Friedrichshafen/Waggers-

hausen - Friedrichshafen/B 30 alt

Zweite Kategorie

1.B 31, Überlingen - Oberuhldingen

2.B 31, Oberuhldingen - Meersburg

3.B 467, Querspange zwischen 

Hirschlatt und Tettnang

4.B 32, Verlegung bei Blitzenreute

5.B 12, Umfahrung Großholzleute
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IHK beschließt Prioritätenliste

(Seite 11)
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(Berlin) - Bundesverkehrsminister 

Alexander Dobrindt (CSU) hat die 

im Dezember geplante Präsentati-

on des Entwurfs des neuen Bun-

desverkehrswegeplans 2015 auf 

dieses Jahr verschoben. Die strate-

gische Umweltprüfung sei noch 

nicht abgeschlossen und werde 

noch einige Wochen in Anspruch 

nehmen, heißt es in einem Brief 

des Ministers an die Mitglieder des 

Verkehrsausschusses des Bundes-

tages.

Die Prüfung und Bewertung der 

etwa 2.000 angemeldeten Projekte 

von Straßen, Schienen und Was-

serstraßen seien inzwischen je-

doch im Wesentlichen abgeschlos-

sen. Derzeit laufe noch die gesetz-

lich erforderliche Umweltprüfung. 

"Bereits in einem frühen Planungs-

stadium vor der Projektgenehmi-

gung wollen wir damit sicherstel-

len, dass Umwelterwägungen bei 

der Ausarbeitung von Plänen und 

Programmen angemessen Berück-

sichtigung finden", so der Bun-

desminister. Die Veröffentlichung 

des Entwurfs des Bundesverkehrs-

wegeplans erfolge dann, wenn 

neben dem Entwurf auch der Um-

weltbericht vorliege und die Bür-

gerbeteiligung gestartet werden 

kann. (ff)

Q1

„Auch wir halten die B 30 bei 

Gaisbeuren und Enzisreute für 

absolut prioritäre Maßnahmen in 

der Region, die in die Kategorie 

VB+/VB gehören und in der Lauf-

zeit des künftigen BVWP umge-

setzt werden müssen.”

Wilfried Franke, Verbandsdirektor

Die B 30 bei Gaisbeuren und Enzisreute soll in den Vordringlichen Bedarf Plus 

(VB+)/Vordringlichen Bedarf (VB). Das fordert der Regionalverband Bodensee-

Oberschwaben einstimmig. Auch die Grünen stimmten zu.                      (Foto: ff)
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Wahlkreis 66: Biberach

Thomas

Dörflinger

Stefan

Gretzinger

Josef

Weber

Tim

 Hundertmark

Ralph

Heidenreich

CDU SPD Die Grünen FDP Die Linke

1) Welche Bedeutung hat die B 30 für Ihren Wahlkreis?

Die B 30 ist die zentrale Nord-

Süd-Achse für den Landkreis 

Biberach und von zentraler 

Bedeutung für die wirtschaft-

liche Entwicklung des Land-

kreises.

Die B 30 ist nicht 

nur eine extrem 

wichtige  Verkehrs-

verbindung. Sie ist 

die Lebensader 

Oberschwabens. 

Dementsprechend 

hat sie bei mir 

oberste Priorität.

Ja, die B 30 zieht 

sich mitten durch 

den Kreis Biberach, 

durch meinen 

Wahlkreis. Bei uns 

wird diese Straße 

die Wirtschafts-

Verkehrsader in 

süd-westlicher 

Ausrichtung ge-

nannt. 

Die B 30 hat eine sehr große Bedeutung für 

den Wahlkreis Biberach. Die Straße ist ein 

Beleg dafür, dass gute Verkehrswege die 

Voraussetzung für florierende Entwicklun-

gen der anliegenden Städte sind [...] 

Gleichzeitig wird uns aber auch das Man-

ko fehlender guter Verkehrswege vor Au-

gen geführt. Der unzureichende Ausbau 

der B 312 als Anbindung zur A 7 ist eine 

Katastrophe und hemmt unsere Entwick-

lungsmöglichkeiten [...] Die B 30 ist aber 

nur von Ulm bis Biberach in einem akzep-

tablen Ausbauzustand [...] Wichtig ist auch 

die Reduzierung der Belastung der Anlie-

ger. Dies ist durch eine neue Linienfüh-

rung und somit der Umfahrung von Ort-

schaften der B 30 im Abschnitt von Ulm 

bis Biberach ganz gut gelungen.

2) Wie bewerten Sie die Situation an der B 30 zwischen Baindt und Biberach?

Schon heute sind die zweispu-

rigen Streckenabschnitte 

südlich Biberach aufgrund 

hohen Verkehrsaufkommens 

hoffnungslos überlastet. Mit-

telfristig sind sie nicht geeig-

net, den weiter wachsenden 

Verkehr aufzunehmen. Staus 

vor allem in und um Bad 

Waldsee herum sind eine 

große Belastung für die ge-

samte Region. Nachhaltige 

Abhilfe kann nur der durch-

gängige vierspurige Ausbau 

leisten. Wegen der wirtschaft-

lichen Dynamik wird es hier 

nicht beim Status quo der 

Verkehrsbelastung bleiben. 

Schon heute werden auf der 

Strecke südlich Biberach bis 

Ravensburg Ausweich- und 

Schleichwege genutzt, die 

wegen der hohen Frequentie-

rung ebenfalls überlastet sind.

Die B 30 muss auch 

südlich von Bibe-

rach weiter- und 

ausgebaut werden. 

Dafür macht sich 

die SPD seit Jahren 

stark.

Beim weiteren 

Ausbau bis nach 

Oberessendorf, der 

auch im BVWP 

Vordringlicher 

Bedarf war, hat 

sich der Kreistag 

auf die einfachere 

Variante (im 

Wechsel mit einer 

Überholspur -

dreispurig) zu-

gunsten den Orts-

umfahrungen 

B 312 Ringschnait -

Ochsenhausen -

Erlenmoos - Eden-

bachen ausgespro-

chen. 

Ab Biberach südwärts ist der Ausbauzu-

stand unzureichend. Zum einen ist hier 

die Straße in Ihrer Leistungsfähigkeit für 

das zu bewältigende Verkehrsaufkommen 

überlastet und zum anderen für die Anlie-

ger und Verkehrsteilnehmer eine Zumu-

tung.

Der Streckenabschnitt zwischen Biberach 

und Baindt sollte in einen ähnlichen Zu-

stand wie der Abschnitt von Ulm nach 

Biberach gebracht werden. Er sollte den 

Erfordernissen einer modernen Straße im 

21. Jahrhundert entsprechen. Es bedarf 

eines 4-streifigen Ausbaus von Biberach 

bis Baindt. Die Ortsdurchfahrten von 

Gaisbeuren und Enzisreute müssen durch 

Ortsumfahrungen entlastet werden. Im 

Vordergrund sollte bei der Optimierung 

die maximale Entlastung der Anlieger bei 

größtmöglicher Leistungsfähigkeit des 

Verkehrsstroms stehen.

Verkehrsangele-

genheiten sind 

äußerst langwierig. 

Ausnahmen gibt es 

dort, wo "alles" 

neu geordnet wird, 

wie zuletzt nach 

der Wende in der 

Ex-DDR.

Der Grund für 

diese Langsamkeit 

des Straßenbaus 

liegt zum Teil 

sicher in Abstim-

mungsproblemen 

zwischen den 

Verwaltungen, teils 

auch in Umwelt-

fragen oder ähnli-

chem, zum größten 

Teil aber darin,

dass  es bei  Ver-

kehrsprojekten 

immer auch Verlie-

rer gibt, die oft nur 

ihr Eigentum ver-

teidigen.

Wir werden also 

meiner Meinung 

nach im Großen 

und Ganzen mit 

den Verkehrswe-

gen auskommen 

müssen, die wir 

haben.

-2-



-3-

LLaannddttaaggsswwaahhll 22001166

Thomas

Dörflinger

Stefan

Gretzinger

Josef

Weber

Tim

Hundertmark

Ralph

Heidenreich

3) Beschreiben Sie Ihre Position zum Ausbau der B 30?

Meine Position ist 

klar: Durchgehend 4-

spuriger Ausbau!

Wir haben die Ortsum-

fahrung Ravensburg 

entschieden voran ge-

bracht sowie mehrere 

dreispurige Abschnitte 

realisiert. Jetzt benötigen 

wir dringend die Ortsum-

fahrungen für Gaisbeuren 

und Enzisreute. Diese 

müssen 4-spurig geplant 

und gebaut werden. 

Außerdem müssen weite-

re noch 2-spurige Ab-

schnitte ausgebaut wer-

den.

Meiner Meinung 

reicht dieser dreispu-

riger Ausbau völlig 

aus. Sicher, der Ver-

kehr muss fließen, 

aber wir werden 

sicher nicht voraus-

marschieren bei 

solchen Flächenver-

nichtungsaktionen. 

Meine Position zum Ausbau ist klar 

pro. Je schneller der Ausbau kommt 

desto besser. Allgemein muss der Bun-

deshaushalt von Konsumausgaben hin 

zu mehr Investitionen umgeschichtet 

werden. Der Ausbau muss natürlich 

möglichst umweltschonend umgesetzt 

werden. Aber bei den herrschenden 

Umweltstandards mache ich mir da 

keine Sorgen. Ich habe manchmal den 

Eindruck, dass hier einem Kleinstlebe-

wesen mehr Bedeutung beigemessen 

wird als einem Menschen, der die 

krankmachenden Auswirkungen als 

Anlieger einer stark befahrenen Straße 

ertragen muss.

Mein Ansatz ist es die 

Verkehrswege zu 

entlasten. Das kann 

durch deutliche Ver-

besserungen beim 

öffentlichen Trans-

port verhältnismäßig 

einfach geschehen.

4) Laut eines Gutachtens der grün-roten Landesregierung ist eine Verbesserung bei Gaisbeuren und Enzisreute sowie südlich 

von Biberach nur über den Bundesverkehrswegeplan möglich. Wie werden Sie eine entsprechende Einstufung im Bundesver-

kehrswegeplan 2015 unterstützen?

Ich stehe ohne jede 

Einschränkung zum 

4-spurigen Ausbau 

und werde mich bei 

den politischen Ent-

scheidungsträgern 

dafür einsetzen.

Voraussichtlich im ersten 

Halbjahr 2016 soll der 

Entwurf  des neuen Ver-

kehrswegeplans vom 

Bundesverkehrsminister 

vorgelegt werden. Die 

SPD hat sich dafür stark 

gemacht, dass die B 30 

entsprechend ihrer ho-

hen Bedeutung eingestuft 

wird und so die beschrie-

benen Verbesserungen 

schnell realisiert werden 

können.

Wenn ich jetzt die 

Pläne bei Gaisbeuren 

- Enzisreute sehe, 

eine Umfahrung 

mitten durch die 

Fluren, blutet mir das 

Herz. Zu so einer 

Flächenversiegelung 

sage ich nein.

Ich werde mich mit allem Nachdruck 

für eine vordringliche Priorisierung der 

B 30 südlich von Biberach und bei 

Gaisbeuren und Enzisreute einsetzen. 

Die B 30 ist eine der am stärksten be-

fahrenen Bundesstraßen Deutschlands. 

Gaisbeuren und Enzisreute haben eine 

sehr hohe Schwerverkehrsbelastung. 

Hier ist das größte Nadelöhr zwischen 

Ulm und Ravensburg.

5) Welche kurzfristigen Verbesserungen an der B 30 wurden in den letzten vier Jahren erreicht?

Was muss zukünftig getan werden?

3-streifiger Ausbau 

des Abschnitts vom 

Biberach/Jordanbad 

bis zur nördlichen 

Rißbrücke bei Ap-

pendorf und Umbau 

der Auffahrt in den 

Jahren 2012/2013. 

Entscheidend ist jetzt 

die Aufnahme in den 

neuen Bundesver-

kehrswegeplan und 

eine klare Aussage 

des Landes pro Aus-

bau.

Siehe Antworten 1-4 Zum vierspurigen 

Ausbau von Ulm bis 

Biberach-Jordanbad 

braucht man nicht 

mehr viel sagen. Für 

die Geschwindig-

keitsbegrenzung auf 

120 km/h haben wir 

Grüne uns im Kreis-

tag damals massiv 

eingesetzt, was ein 

ruhiges, angenehmes 

Fahren hergibt. Zur 

B 30 gehört auch die 

Südbahn und auf 

diese müssen wir 

setzen. Die Elektrifi-

zierung kommt und 

die Bahn muss in 

Zukunft für Personen 

und Güter die Num-

mer eins werden.

Der in den letzten Jahren realisierte 

Zusatzfahrstreifen Biberach Süd kann 

nur ein Meilenstein sein. Es bedarf 

eines 4-streifigen Ausbaus von Bibe-

rach bis Baindt.

Der B 30-Aufstieg in Biberach ist eine 

große Hilfe, Anwohner und Ver-

kehrsteilnehmer zu entlasten. Dazu 

gehört auch gegenüberliegend ein 

Anschluss der L 230 von Maselheim 

kommend an die B 30. Es ist zu prüfen, 

in welchem Umfang an der neuen 

Anschlussstelle “Biberach-Mitte” oder 

an anderer Stelle der auszubauenden 

B 30 Gewerbegebiete erschlossen wer-

den können.

Schließlich soll die Entwicklung unse-

rer Region nicht abgeschlossen sein 

und auch unseren Kindern Zukunftsfä-

higkeit bieten.

Andererseits gibt es 

einige furchtbare 

Ortsdurchfahrten, 

aus Biberacher Sicht 

vor allem an der B 312 

Richtung  Memmin-

gen, wo der Bau von 

Umfahrungen unab-

wendbar ist.

Dazu zähle ich auch  

die B 30 in Enzisreute 

und Gaisbeuren.

In solchen Fällen bin 

ich selbstverständlich 

auch für den Stra-

ßenbau.
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Wahlkreis 68: Wangen-Illertal

Raimund Haser Christian Röhl Petra Krebs Michael Konieczny

CDU SPD Die Grünen Die Linke

1) Welche Bedeutung hat die B 30 für Ihren Wahlkreis?

Die B 30 ist eine der wichtigsten 

Verkehrsachsen im Süden Ba-

den-Württembergs. Insbesonde-

re deshalb, weil sie wirtschafts-

starke Standorte wie Biberach, 

Bad Waldsee, Ravensburg oder 

Friedrichshafen mit den Indust-

riezentren des Landes verknüpft. 

Vor diesem Hintergrund ist es 

wichtig, dass der vierspurige 

Ausbau der B 30 mit aller Kraft 

vorangetrieben wird.

Die B 30 ist neben der A 96 und 

der A 7 die wichtigste Nord-Süd-

Verbindung in meinem Wahl-

kreis. Die ganze Region zwischen 

Ulm und Friedrichshafen hängt 

stark von dieser Bundesstraße 

ab. Es ist mir ein zentrales Anlie-

gen mich für den Ausbau einzu-

setzen. Infrastruktur ob Straße, 

Schiene oder Digitaler Natur 

sind essenziell für die Zukunft 

unserer Region.

Baden-Württemberg ist auf eine 

leistungsfähige Verkehrsinfra-

struktur angewiesen. Als zentrale 

Verkehrsachse in Ostwürttem-

berg ist die B 30 zusammen mit 

der Südbahn und der A 96 als 

Verbindung der Region Ulm mit 

der Bodenseeregion für die Men-

schen, die Wirtschaft und den 

Tourismus von großer Bedeu-

tung.

Die B 30 ist eine bedeutende 

Verkehrsverbindung zwischen 

den Zentren von Ulm bis zum 

Bodensee. Neben dem Individu-

alverkehr ist die B 30 mit stei-

gender Zahl vom Schwerlastver-

kehr frequentiert. Die an der B 30 

direkt liegenden Ortschaften und 

Städte sind dabei hohen Belas-

tungen ausgesetzt.

2) Wie bewerten Sie die Situation an der B 30 zwischen Baindt und Biberach?

Angesichts der zunehmenden 

Verkehrsbewegungen in den 

vergangenen Jahren und des zu 

erwartenden Verkehrsaufkom-

mens in Zukunft kann der ge-

genwärtige zweispurige und in 

Teilen dreispurige Verlauf der 

Straße nur eine Zwischenlösung 

sein, die rasch erweitert werden 

muss. Das ist der Grund, wes-

halb sich die CDU dafür einsetzt, 

den weiteren Ausbau in den 

Bundesverkehrswegeplan zu 

bringen. Hier steht der Regional-

verband hinter uns! Ich sehe 

einen vierspurigen Ausbau der 

B 30 – auch in Verbindung mit 

weiteren Maßnahmen entlang 

der B 30, die außerhalb meines 

Wahlkreises liegen – als notwen-

digen Lückenschluss an.

Das hohe Verkehrsaufkommen 

lähmt die bestehende Straße und 

belastet die Anwohner sehr stark. 

Es muss ein vordringliches Ziel 

der Politik sein diese Ver-

kehrsachse auszubauen und dies 

mit den Menschen gemeinsam 

vor Ort, nach wirtschaftlichen 

und sozialen Aspekten zu gestal-

ten.

Die B 30 ist zwischen Neu-Ulm 

und Biberach vierstreifig ausge-

baut. Der Ausbau von Fried-

richshafen bis Baindt inkl. der 

Ortsumfahrung Ravensburg soll 

bis Ende 2018 fertig sein. Zwi-

schen Baindt und Biberach sind 

die Ortsdurchfahrten insbeson-

dere durch den Lkw-Verkehr 

stark belastet.

Die hohen Verkehrszahlen, 

insbesondere des Schwerlastver-

kehrs führen zu vielen Staus und 

Unfällen. Insbesondere in den 

Ortschaften Gaisbeuren und 

Enzisreute kommen noch be-

sondere Gefahren für Fußgänger, 

Kinder und Fahrradfahrer hinzu. 

Der stillstehende Verkehr (Staus) 

führt zu erheblichen Umweltbe-

lastungen.

3) Beschreiben Sie Ihre Position zum Ausbau der B 30?

Das CDU/CSU-geführte Bun-

desverkehrsministerium hat in 

diesem Jahr deutlich gemacht, 

dass in den kommenden Jahren 

nachhaltig in die Infrastruktur 

des Landes investiert wird. Das 

heißt: Wenn Planungen auf dem 

Tisch liegen, ist das Geld da,...

Oberschwaben darf infrastruktu-

rell kein Entwicklungsland blei-

ben! Wir haben die Ortsumfah-

rung Ravensburg voran gebracht 

und mehrere dreispurige Ab-

schnitte realisiert. Wir benötigen 

dringend den Bau der Ortsum-

fahrungen von Gaisbeuren...

Ich finde es richtig und fair für 

die lärmgeplagte Bevölkerung 

vor Ort realistische zeitnahe 

Lösungen zur Verbesserung der 

Situation zu finden. Einer Trasse, 

welche die Landschaft und ins-

besondere die jüngst zusam-

mengelegten Gemeinden...

Zur Verringerung des Individual-

verkehrs ist eine höhere Investi-

tion in den ÖPNV dringend 

notwendig. Die Elektrifizierung 

der Südbahn mit attraktiven 

Angeboten für die Wirtschaft 

muss den Schwerlastverkehr 

wieder auf die Schiene bringen...

-4-
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...um auch zu bauen. Wir müs-

sen alles daran setzen, die Ver-

kehrswege in unserer Raum-

schaft zu stärken, um weiterhin 

gleichwertige Lebensbedingun-

gen in Stadt und Land zu ge-

währleisten. Hier kommt der 

B 30 große Bedeutung zu: Sie ist 

neben der A 7/A 96-Verbindung 

an den Bodensee DIE Nord-Süd-

Verbindung unserer Region. 

Deshalb werde ich alles daran 

setzen, dass es hier baldmög-

lichst zu Verbesserungen 

kommt.

... und Enzisreute. Das Errichten 

der Banner im Juli mit Ihrer 

Bürgerinitiative war mir daher 

sehr wichtig. Die B 30 ist mir ein 

Herzensthema. Durch mein 

Engagement bei der Bürgeriniti-

ative für die Ortsumfahrung 

Herbertingen an der B 311, ken-

ne ich den steinigen Weg. Der 

Kampf war aber mit Erfolg ge-

krönt, dank der Hilfe der SPD. Es 

lohnt sich für die gute Sache zu 

streiten.

...Gaisbeuren und Reute zerteilt 

stehe ich eher kritisch gegen-

über. Zur Verbesserung des 

Verkehrsflusses könnte ich mir 

Kreisverkehre am Ortsein- und 

-ausgang vorstellen.

...Dann ist auch ein notwendiger 

Ausbau mit Umgehung der 

Ortschaften unter den Gesichts-

punkten des Flächenverbrauchs 

vertretbar. 

4) Laut eines Gutachtens der grün-roten Landesregierung ist eine Verbesserung bei Gaisbeuren und Enzisreute sowie südlich 

von Biberach nur über den Bundesverkehrswegeplan möglich. Wie werden Sie eine entsprechende Einstufung im Bundesver-

kehrswegeplan 2015 unterstützen?

Die Vernetzung der CDU in Kreis 

und Land mit den Verantwortli-

chen im Bund ist ausgezeichnet. 

Wir werden unsere Kontakte 

nutzen, um die geplanten Pro-

jekte möglichst weit oben zu 

platzieren. Von den äußeren 

Gegebenheiten her sehe ich 

hierfür gute Chancen. Und unse-

re Bundestagsabgeordneten 

stehen voll und ganz hinter 

einem vierspurigen Ausbau.

Voraussichtlich im ersten Halb-

jahr 2016 wird der neue Ver-

kehrswegeplan vom Bundesver-

kehrsminister vorgelegt. Die SPD 

hat sich aktiv für die B 30 und 

deren Priorisierung eingesetzt, 

für eine schnelle Realisierung. 

Die Priorisierung hat für mich 

höchste Dringlichkeit.

Die Einstufung der für den 

BVWP vorgeschlagenen Projekte 

nach dem Nutzen-Kosten-

Verhältnis will der Bund im 

Dezember vorlegen. Wie bei den 

Landesstraßen halte ich es für 

erforderlich, dass  auch die Wir-

kungen von Maßnahmen auf 

Verkehrsfluss, Menschen, Um-

welt und Verkehrssicherheit 

berücksichtigt werden.

Ich werde meine Möglichkeiten 

dazu nutzen, Bündnisse zwi-

schen den verschiedenen BI´s, 

den betroffenen Bürgermeistern, 

Landräten, Kreisräten, Mitglie-

dern des Regionalverbandes, den 

Verkehrsgesellschaften und 

Vertretern der ansässigen Wirt-

schaft zu schaffen um den Druck 

auf die Bundespolitik zu verstär-

ken.

5) Welche kurzfristigen Verbesserungen an der B 30 wurden in den letzten vier Jahren erreicht?

Was muss zukünftig getan werden?

Wie bereits gesagt – der dreispu-

rige Ausbau südlich von Bibe-

rach ist zwar zu begrüßen, aber 

er kann allenfalls eine Zwischen-

lösung sein. Langfristig muss die 

B 30 vierspurig werden. Alles 

andere sind – gut gemeinte –

halbe Sachen.

Bitte entnehmen Sie dies den 

Antworten von 1-4.

Der dreistreifige Ausbau auf 

sechs Abschnitten zwischen 

Oberessendorf und Biberach hat 

den Verkehrsfluss verbessert. 

Neben dem Ausbau der B 30 ist 

die baldige Elektrifizierung der 

Südbahn von Ulm nach Fried-

richshafen wichtig. Als kurzfristi-

ge umsetzbare Verbesserung 

wäre zum Schutz der Anwohne-

rinnen und Anwohner vor 

schädlichem Lärm z.B. ein 

nächtliches Fahrverbot für LKW 

und ein Tempolimit denkbar.

Neben der Problembeschrei-

bung auf Plakaten wurde auf der 

Strecke diverse Kennzeichnun-

gen für die Autofahrer sichtbarer 

gemacht. So gibt es jetzt einige 

Linksabbiegespuren und eine 

deutlichere Kennzeichnung des 

Überholverbots. Ein Lärmgut-

achten weist auf die Belastung 

hin. Die Verkehrszahlen steigen 

jedoch immer weiter und verrin-

gernde Lösungen werden nicht 

angegangen.

Hat sich nicht geäußert

▪ Ralf S. Sauer (FDP)
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Wahlkreis 69: Ravensburg-Tettnang

August Schuler Heike Engelhardt Benjamin Strasser Henning von

Stoltzenberg

CDU SPD FDP Die Linke

1) Welche Bedeutung hat die B 30 für Ihren Wahlkreis?

Die B 30 hat als zentrale Verkehrsachse 

für den Wahlkreis 69 Ravensburg-

Tettnang eine immense Bedeutung. Die 

B 30 ist das "Rückgrat" unserer Mobilität 

im ländlichen Raum, unserer Wirtschaft 

und unserer Unternehmen. Die B 30 

sichert dadurch auch unsere Arbeitsplät-

ze. Dazu zähle ich als ebenso wichtig die 

Elektrifizierung der Südbahn wie die 

Bedeutung der "Datenautobahnen" und 

die Verbesserung der Digitalisierung 

(Stichwort Terabyte) in unserer Region.

Als wichtigste Stra-

ßenverkehrsachse von 

Nord nach Süd ge-

nießt die B 30 bei mir 

höchste Priorität.

Die B 30 ist die bedeutende Verkehrs-

schlagader zwischen Ravensburg und 

Ulm. Unser starker Mittelstand aber vor 

allem die Menschen brauchen eine 

leistungsfähige Infrastruktur, die den 

nötigen Anwohnerschutz in Sachen 

Lärm und Abgase sicherstellt.

Die B 30 hat eine hohe Be-

deutung für die Region. Sie 

ist die direkte Verbindung 

zwischen Städten und Zent-

ren vom Bodensee bis hin 

nach Ulm.

Daraus resultieren aber auch 

die Belastungen der Orte 

durch Individual- und stei-

genden Schwerlastverkehr.

2) Wie bewerten Sie die Situation an der B 30 zwischen Baindt und Biberach?

Das politische Ziel muss ein konsequent 

zweibahniger, bzw. vierbahniger Ausbau 

(= Bundes-Schnellstraße) der B 30 von 

Ulm bis Friedrichshafen sein. Dies gilt 

auch für den Streckenabschnitt zwischen 

Baindt und Biberach. Hier geht es auch 

wesentlich um Verkehrssicherheit und 

um Lärmschutz für die betroffenen An-

wohner.

Die Versorgungsader 

für Oberschwaben 

muss auch südlich 

von Biberach weiter 

ausgebaut werden. 

Eine Position, die die 

SPD übrigens seit 

Jahren vertritt.

An einzelnen Abschnitten kann der 

Verkehr gut fließen. Es gibt aber immer 

noch viel zu viele Bereiche, die den 

heutigen Erfordernissen nicht einmal 

mehr ansatzweise gerecht werden. Ich 

denke hierbei vor allem an Enzisreute 

und Gaisbeuren, wo sich der Verkehr 

über mehrere Ampelanlagen durch den 

Ort quält und es zu massiven Staus 

kommt, ja bei einer solchen Trassie-

rung auch kommen muss.

Die oben beschriebene Situa-

tion führt regelmäßig zu 

zahlreichen Staus, Unfällen 

und Umweltbelastungen. 

Besonders in Gaisbeuren und 

Enzisreute kommen noch 

besondere Gefahren für 

FahrradfahrerInnen, Fuß-

gängerInnen und Kinder 

dazu.

3) Beschreiben Sie Ihre Position zum Ausbau der B 30?

Meine Position ist ein konsequenter 

Ausbau der B 30 zu einer  (vierbahnigen) 

Bundes-Schnellstraße von Ulm bis Fried-

richshafen. Mit einer ebenso konsequen-

ten Umgehung der Wohnplätze. So wie es 

die Planungen seit Jahrzehnten vorsehen. 

Dafür sind alle politischen Kräfte vor Ort 

(Städte, Gemeinden, Landkreise, Regio-

nalverband), von Land und Bund, sowie 

aller Abgeordneten zu bündeln.

In unserem Wahlkreis 69 Ravensburg-

Tettnang betrifft dies die Ortsumgehung 

von Meckenbeuren. Derzeit prüft das 

Regierungspräsidium erneut die Tras-

senvarianten. Die Ergebnisse werden 

voraussichtlich Ende 2015/Frühjahr 2016 

vorliegen.

Im Wahlkreis 69 hat 

die SPD sich stark 

gemacht, dass die 

Ortsumfahrung Ra-

vensburg entschieden 

voran gebracht wurde. 

Mehrere 3-spurige 

Abschnitte wurden 

südlich von Biberach 

realisiert. Die Ortsum-

fahrungen für Gais-

beuren und Enzisreu-

te müssen 4-spurig 

gebaut, weitere 2-

spurige Abschnitte 

ausgebaut werden.

Der Ausbau der B 30 muss kommen. 

Die Planung durch das Regierungsprä-

sidium, das bei Bundesstraßen die 

Planungsbehörde ist, muss dabei früh-

zeitig die Kompetenz der vor Ort Akti-

ven einbeziehen. Nur durch eine frühe 

und konstruktive Einbeziehung der 

Bürgerinnen und Bürger in einem 

transparenten und fairen Verfahren 

kann sicherstellen, dass danach auch 

eine gute Variante gebaut wird.

Es muss auch hier deutlich 

mehr in den ÖPNV investiert 

werden. Die Elektrifizierung 

der Südbahn mit attraktiven 

Angeboten für die Wirtschaft 

muss den Schwerlastverkehr 

wieder auf die Schiene brin-

gen. Dies fordert DIE LINKE. 

bereits seit einiger Zeit. Unter 

dieser Voraussetzung ist auch 

ein notwendiger Ausbau mit 

Umgehung der Ortschaften 

unter den Gesichtspunkten 

des Flächenverbrauchs ver-

tretbar.
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4) Laut eines Gutachtens der grün-roten Landesregierung ist eine Verbesserung bei Gaisbeuren und Enzisreute sowie südlich 

von Biberach nur über den Bundesverkehrswegeplan möglich. Wie werden Sie eine entsprechende Einstufung im Bundesver-

kehrswegeplan 2015 unterstützen?

2015 haben sowohl im Landkreis Ra-

vensburg wie im Regionalverband Bo-

densee-Oberschwaben die Anhörungen 

zur Fortschreibung des Bundesverkehrs-

wegeplanes bis 2030 stattgefunden. Dar-

an habe ich mich als Stadt- und Kreisrat 

politisch beteiligt. Unsere CDU Fraktio-

nen im Kreistag und im Regionalverband 

haben sich politisch dafür eingesetzt, 

dass die Abschnitte bei Gaisbeuren und 

Enzisreute in den vordringlich Bedarf 

aufgenommen werden. Dies ist nunmehr 

- mit anderen Projekten wie etwa der 

Molldiete-Tunnel in Ravensburg oder die 

Umgehungen der Gemeinden Mecken-

beuren und Hagnau - Beschlusslage 

gegenüber Land und Bund. Dies gilt es in 

diesem Jahr von den (gewählten) ober-

schwäbischen Landtagsabgeordneten 

intensiv zu unterstützen.

Voraussichtlich im 

ersten Halbjahr 2016 

soll der Entwurf des 

neuen Verkehrswege-

plans vom Bundes-

verkehrsminister 

vorgelegt werden. Die 

SPD hat sich dafür 

stark gemacht, dass 

die B 30 entsprechend 

ihrer hohen Bedeu-

tung eingestuft wird 

und so die beschrie-

benen Verbesserun-

gen schnell Wirklich-

keit werden können.

In der Tat müssen solche Vorhaben 

nicht nur in den Bundesverkehrswege-

plan, sondern später konkret in das 

Fernstraßenausbaugesetz und das 

entsprechende Investitionsrahmen-

programm aufgenommen werden. Für 

den Bundesverkehrswegeplan 2015 

wurde seitens des Landes die beiden 

Ortsumfahrungen Enzisreute und 

Gaisbeuren gemeldet. Sie waren schon 

im Bundesverkehrswegeplan 2003 als 

weiterer Bedarf vermerkt, demzufolge 

jedoch ohne Planungsrecht. Auch wenn 

der Bund in seiner abschließenden 

Bewertung frei ist, ist es wichtig, dass 

die Abgeordneten in Berlin den nötigen 

Druck machen. Ich sage Ihnen gerne 

zu, dass ich mich für die Lösung der 

drängenden Probleme gerne einsetzen 

werde.

Eine künftige Landtagsfrakti-

on der Partei DIE LINKE. 

würde gemeinsam mit den 

Kreisverbänden der Region 

ihre Möglichkeiten nutzen, 

hier Druck auf die Bundespo-

litik aufzubauen bzw. zu 

verstärken. Hier streben wir 

eine Zusammenarbeit mit 

Bürgerinitiativen zum Thema 

an. Gleichzeitig handelt es 

sich natürlich um eine Auf-

gabe der gesamten regiona-

len Politik und ihren Vertre-

terInnen wie Bürgermeistern, 

Landräten, Kreisräten, Mit-

gliedern des Regionalverban-

des, den Verkehrsgesellschaf-

ten. In diesem Rahmen wer-

de ich mich für eine entspre-

chende Einstufung einsetzen.

5) Welche kurzfristigen Verbesserungen an der B 30 wurden in den letzten vier Jahren erreicht?

Was muss zukünftig getan werden?

Bis zur Umsetzung von Neubaumaß-

nahmen und Baufreigaben müssen alle 

finanziellen und politischen Chancen 

genutzt werden die B 30 in Teilabschnit-

ten auszubauen. 

Stichwort: Kreuzungsbereich südlich 

Biberach (beim Jordanbad) und mehrere 

dreibahnige Ausbau-Abschnitte. Dies 

verbessert wesentlich die Verkehrssi-

cherheit. Alle diese Teilabschnitte müs-

sen jedoch in eine zukünftige Bundes-

Schnellstraßen- und Umgehungslösung 

münden. Mit den Zielen der "Initiative 

B 30": einer menschenwürdigen, umwelt-

freundlichen und wirtschaftsgerechten 

Verbesserung für unsere Region Ober-

schwaben. Dies will ich - wie in den ver-

gangenen Jahrzehnten bereits als Kom-

munalpolitiker - mit aller Kraft politisch 

unterstützen.

(Verbesserungen s. o.) 

Auch im Süden von 

Ravensburg müssen 

die Menschen vom 

Verkehr entlastet 

werden. Eine ökolo-

gisch und wirtschaft-

lich vertretbare Vari-

ante der Ortsumfah-

rung von Meckenbeu-

ren muss die Anbin-

dung an den Boden-

see gewährleisten.

Es muss vor allem darum gehen, dass in 

Berlin jetzt endlich die Notwendigkeit 

für den Ausbau und die Ortsumgehun-

gen erkannt wird. Es kann nicht sein, 

dass Baden-Württemberg mit seiner 

Steuerkraft alles Mögliche in anderen 

Bundesländern finanziert und hier 

bekommt man den Eindruck, wir 

schauen in die Röhre. Kurzfristig könn-

te überlegt werden, wie die Ampelsteu-

erungen verbessert werden, damit es 

nicht zu solch katastrophalen Stauun-

gen kommt.

Durch Öffentlichkeitsarbeit 

ist das Problem sichtbar und 

in der politischen Diskussion. 

Plakate auf der Strecke und 

mehrere Kennzeichnungen 

für die Autofahrer sind ein 

kleiner Fortschritt. So gibt es 

jetzt einige Linksabbiegespu-

ren und eine deutlichere 

Kennzeichnung des Überhol-

verbots. Ein Lärmgutachten 

weist auf die Belastung hin. 

Die Verkehrszahlen steigen 

jedoch immer weiter und

verringernde Lösungen wer-

den bisher nicht angegangen. 

Das muss sich ändern.

Hat sich nicht geäußert

▪ Manfred Lucha (Die Grünen)
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Guido Wolf

CDU

Welche Bedeutung hat die Bundesstraße 30 für Baden-Württemberg?

Die B 30 ist eine der wichtigsten Nord-Süd-Hauptachsen in Baden-Württemberg. Für die Land-

kreise Biberach und Ravensburg ist sie sogar die zentrale Nord-Süd-Achse und von entscheiden-

der Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung.

Wie bewerten Sie die Situation an der B 30 zwischen Biberach und Baindt?

Es war richtig, sich zunächst für den teilweise dreispurigen Ausbau zu entscheiden, da er pla-

nungsrechtlich und finanziell realisierbar war. Langfristiges Ziel muss aber auch hier der durch-

gehende vierspurige Ausbau sein, um den überlasteten Streckenabschnitt zu entlasten.

Beschreiben Sie Ihre Position zum Ausbau der B 30

Die Position ist klar: Durchgehend vierspuriger Ausbau. Dafür setzen wir uns in Berlin ein, aktu-

ell im Rahmen der Aufstellung des Bundesverkehrswegeplans 2015.

Laut eines Gutachtens der grün-roten Landesregierung ist eine Verbesserung bei Gaisbeuren 

und Enzisreute sowie südlich von Biberach nur über den Bundesverkehrswegeplan möglich. 

Werden Sie eine entsprechende Einstufung im Bundesverkehrswegeplan 2015 unterstützen?

Die zweispurigen Streckenabschnitte der B 30 sind völlig überlastet. Es ist deshalb enttäuschend 

und nicht nachvollziehbar, wieso das Land für den BVWP nur einzelne Abschnitte für den vier-

spurigen Ausbau angemeldet hat. Oberschwaben und der Landkreis Biberach brauchen aber den 

durchgängig vierspurigen Ausbau von Ulm bis Friedrichshafen.

Welche kurzfristigen Verbesserungen an der B 30 wurden in den letzten vier Jahren erreicht? 

Was muss zukünftig getan werden?

Der dreistreifige Ausbau des Abschnitts von Biberach/Jordanbad bis zur nördlichen Rißbrücke 

bei Appendorf war ein erster Schritt. Entscheidend ist jetzt aber die Aufnahme in den neuen 

BVWP 2015 und eine klare Aussage der grün-roten Landesregierung pro durchgängig vierspuri-

ger Ausbau.

Wann planen Sie einen informativen B 30-Vor-Ort-Termin in Gaisbeuren?

Ich stehe im regelmäßigen Austausch mit meinen geschätzten Kollegen Peter Schneider MdL 

und Paul Locherer MdL und bin daher gut informiert, was die B 30 angeht. Sie dürfen versichert 

sein, dass ich den Ausbau der B 30 stets im Blick habe und auch weiterhin haben werde. Gerne 

mache ich mir auch Vor-Ort ein Bild von der Situation.

Guido Wolf MdL, im Namen der CDU-Landtagsfraktion Baden-Württemberg

Hat sich nicht geäußert

▪ Winfried Kretschmann (Die Grünen)

Die Anfrage der "Initiative B 30" wurde zur Beantwortung weitergeleitet und von Andreas Schwarz MdL, stellvertretender 

Fraktionsvorsitzender und Vorsitzender der Grünen des Arbeitskreises Verkehr und Infrastruktur im Landtag von Baden-

Württemberg im Namen der gesamten Fraktion GRÜNE beantwortet. Um Irritationen zu vermeiden wurde auf den Abdruck 

auf dieser Seite verzichtet, da Herr Schwarz nicht für das Amt des Ministerpräsidenten kandidiert. Aus Platzgründen war zum Zeitpunkt 

des Eingangs der Antwort eine Veröffentlichung auf einer anderen Seite leider nicht mehr möglich. Die Antwort liegt deshalb der Beilage 

der Online-Ausgabe bei. Die "Initiative B 30" dankt Herrn Schwarz  und der Fraktion GRÜNE sehr herzlich für die Antwort, hätte sich aber 

auch sehr über eine persönliche Stellungnahme von Herrn Kretschmann gefreut.

-8-
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Am 13. März 2016 findet die Landtagswahl statt. Welche verkehrspolitischen Ziele planen die großen und etablierten 

Parteien in der nächsten Legislaturperiode? Eine Übersicht aus den Parteiprogrammen:

CDU

Im Entwurf ihres 

Regierungspro-

gramms will die 

CDU bezahlbare 

Mobilität für alle 

in Stadt und Land 

ermöglichen, den 

öffentlichen Verkehr mit Bussen und 

Bahnen stärken und Bürgerbusse, 

Sammel- und Ruftaxis unterstützen. 

Die Flughäfen und der Radverkehr 

sollen gefördert, die Verkehrsträger 

optimal verknüpft werden. Mehr 

Güter sollen auf die Schiene und 

Wasserstraße. Die intelligente Ver-

kehrslenkung soll gefördert und 

ausgebaut werden. Rund 80 Prozent 

des Verkehrs wird über die Straße 

abgewickelt. Die Straße wird deshalb 

auch in Zukunft der wichtigste Ver-

kehrsträger bleiben. Engpässe sollen 

konsequent und schnell beseitigt 

werden, Straßen dort aus- oder neu 

gebaut werden, wo es notwendig ist. 

In die Erhaltung der Infrastruktur 

will die CDU bedarfsgerecht und 

dauerhaft investieren. Die Straßen-

bauverwaltung soll gestärkt werden, 

um notwendige Planungen und die 

Realisierung umsetzen zu können. 

Eine Milliarde Euro soll in den 

nächsten fünf Jahren in die Landes-

straßen fließen. Die Bedürfnisse 

älterer Menschen im Verkehr sollen 

verbessert werden u.a. mit Ein-

stiegshilfen in Bussen und Bahnen 

oder einfach zu bedienende Fahr-

kartenautomaten. Fahrdienste und 

ehrenamtliche Helfer in ländlichen 

Regionen sollen unterstützt werden.

SPD

Im Entwurf ihres 

Wahlprogramms 

will sich die SPD 

für eine leistungs-

fähige Verkehrs-

infrastruktur ein-

setzen. Der ÖPNV, 

die Bahn und das Radwegenetz sol-

len ausgebaut und die Vorausset-

zungen für gemeinsame Verkehrs-

flächen (Shared Space) geschaffen 

werden. Die Sozialdemokraten wol-

len die Sanierung und den Aus- und 

Neubau von Landesstraßen weiter 

vorantreiben. Für die Umfahrung 

sensibler Bereiche und zur Erhö-

hung von Kapazitäten soll das Stra-

ßennetz mit Bedacht ausgebaut 

werden. Die Straßenbauverwaltung 

soll gestärkt werden. Im Land sollen 

mehr Busse und Bahnen fahren. 

Pkw, Busse und Bahnen, Car-

Sharing und E-Bikes sollen sinnvoll 

verknüpft werden. Die SPD strebt 

ein gut ausgebautes, lückenfreies, 

vernetztes und beschildertes Rad-

wegenetz an. Mehr Güter sollen von 

der Straße auf die Schiene oder die 

Wasserstraße. Dazu soll ein Güter-

verkehrskonzept erstellt und umge-

setzt werden.

Die Grünen

Im Entwurf ihres 

Wahlprogramms 

wollen die Grünen 

Verkehr vermei-

den. Der ÖPNV, 

Fahrrad- und 

Fußverkehr soll 

gestärkt und insbesondere das 

Schienennetz ausgebaut werden. Im 

ländlichen Raum soll Mobilität mit 

der Förderung von Elektromobilität 

nachhaltiger werden. Alle Orte im 

Land sollen von 5 bis 24 Uhr min-

destens stündlich mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln erreichbar werden. 

Rufbusse, Bürgerbusse, Car-Sharing 

und Shared Space soll gefördert und 

eine Mobilitätsberatung angeboten 

werden. Bei der Straße soll weiterhin 

der Grundsatz "Erhalt vor Aus- und 

Neubau" gelten und Straßen im 

Ausnahmefall nach Priorität gebaut 

werden. Die Grünen wollen mehr 

Güterverkehr auf die Schiene brin-

gen und weitere Terminals für den 

Kombinierten Verkehr einrichten. 

Den Lärmschutz wollen die Grünen 

fördern. Mehr Tempolimits und 

Nachtflugverbote werden ange-

strebt. Eine Wiedervernetzung mit 

Grünbrücken soll erfolgen. Der Flä-

chenverbrauch in der Natur soll auf 

"Netto-Null" gebracht werden.

FDP

Die FDP plant 

eine Zukunftsof-

fensive. In fünf 

Jahren soll eine 

Milliarde Euro aus 

der Landesstif-

tung in die Infra-

struktur fließen. Die Liberalen wol-

len ein integriertes Verkehrsmana-

gement fördern, die Verkehrsträger 

verknüpfen und den Verkehr als 

Gesamtsystem optimieren. Eine 

intelligente Verkehrssteuerung mit 

Telematik, Ampeloptimierung, Sei-

tenstreifenfreigabe und Baustellen-

management auf Autobahnen soll 

dazu beitragen, dass der Verkehr 

besser fließt. Den Radverkehr will 

die FDP fördern und den Schienen-

verkehr und die Wasserstraßen stär-

ken. Der Öffentliche Personennah-

verkehr soll auch im ländlichen 

Raum ausgebaut werden und u.a. 

Rufbusse und Bürgerbusse das An-

gebot ergänzen.

Die Linke

Die Benutzung 

von Bus und Bahn 

will Die Linke 

allen ermöglichen 

- in Stadt und 

Land und unab-

hängig vom Ein-

kommen. Der öffentliche Nahver-

kehr soll ausgebaut und bezahlbar 

werden - auch auf dem Land. Die 

Einführung eines Sozialtickets wird 

angestrebt. (ff) 
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Finanzierungsvertrag für Südbahn unterzeichnet

(Berlin) - Bundesverkehrsminister 

Alexander Dobrindt (CSU) hat im 

Dezember den Finanzierungsvertrag 

für die Elektrifizierung der Südbahn 

unterzeichnet. Nun sei das Vorhaben 

durch die Deutsche Bahn unverzüg-

lich umzusetzen. Auch das Landes-

kabinett stimmte zu. 

Finanziert werden soll der Ausbau 

jeweils etwa zur Hälfte gemeinsam 

von Bund und Land. Insgesamt 

kommt eine Summe von 112,5 Milli-

onen Euro auf Baden-Württemberg 

zu. Der Bund trägt neben seinem 

Anteil die Mehrkosten, falls das 226 

Mio. Euro Projekt teurer wird.

Die Debatte über die Elektrifizierung 

der ca. 124 km langen Strecke von 

Ulm über Friedrichshafen nach Lin-

dau wird seit Jahrzehnten geführt. 

Durch die Elektrifizierung können 

die Züge auf der Strecke schneller 

fahren. Von Friedrichshafen nach 

Stuttgart soll dann zusammen mit 

Stuttgart 21 und der Neubaustre-

cke Stuttgart - Ulm die Fahrzeit noch 

ca. 90 Minuten betragen. Bisher sind 

es deutlich über zwei Stunden.

Seit Ende Oktober 2015 hat die Süd-

bahn Baurecht. Das Eisenbahn-

Bundesamt hat für alle fünf Planfest-

stellungsabschnitte die entspre-

chenden Beschlüsse erteilt.

Mit dem Baubeginn wird 2018 ge-

rechnet. Die Inbetriebnahme der 

elektrifizierten Südbahn ist für Ende 

2021 geplant. (ff) 

Q6

Bund der Steuerzahler stellt Schwarzbuch vor

(Berlin) - Der Bund der Steuerzahler 

stellte Anfang Oktober sein Schwarz-

buch 2015 vor. Auch in diesem Jahr 

werden Verschwendungen im Ver-

kehrsbereich beklagt. Eine Kurzfas-

sung kurioser Fälle:

Beleuchtete Gullydeckel

Beleuchtete Gullydeckel in einem 

Kreisverkehr sollen in Wallenhorst 

Akzente setzen. Für 10.000 Euro 

wurden 5 Gullydeckel beleuchtet.

Teures im Radverkehr

Zähler für Fahrradfahrer, das leiste-

ten sich die Städte Düsseldorf 

(27.000 Euro) und Hamburg (31.000 

Euro). Mancherorts sind Radwege 

wohl unerwünscht: In Hannover 

wurde für rund 30.000 Euro ein sepa-

rat erkennbarer Radweg beseitigt. 

Für sogar 440.000 Euro plant die 

Stadt Hamburg einen erst vor drei 

Jahren fertiggestellten Radweg zu 

beseitigen.

Geisterbusse

Im Cloppenburger Land wurden für 

90.000 Euro zwei neue Buslinien zu 

einem Gewerbegebiet eingerichtet. 

Das Angebot wurde von 1 bis 2 Fahr-

gästen pro Tag genutzt. Ironischer-

weise ist nicht bekannt, ob die Fahr-

gäste bis zum Gewerbegebiet fuhren. 

Unannehmliches am Bahnhof

Ein falsch und am Bedarf vorbei ge-

plantes barrierefreies Bahngleis sorgt 

in Grimma für Unannehmlichkeiten. 

Es erschwert die Barrierefreiheit, den 

Betriebsablauf und verursacht jähr-

lich 30.000 Euro Kosten. (ff) 
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(Berlin) - Bundesminister Alexan-

der Dobrindt (CSU) hat erneut sein 

"Sonderprogramm Brückenmo-

dernisierung" aufgestockt. Das 

berichtete Alexander Dobrindt 

Ende November in seiner Haus-

haltsrede im Deutschen Bundes-

tag. Das Sonderprogramm wurde 

2014 mit 1 Milliarde Euro gestartet. 

Mit dem neuen Haushalt 2016 

werden die Mittel jetzt verdoppelt: 

Bis 2018 stehen rund 2 Milliarden 

Euro zur Verfügung. Im Haushalts-

entwurf waren zunächst nur 1,5 

Milliarden Euro veranschlagt. Jede 

Sanierungsmaßnahme, die 

Baurecht erhält, wird finanziert, so 

Dobrindt. Die Bundesländer sind 

aufgefordert schnellstmöglich für 

Baurecht zu sorgen. (ff) 
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(Ulm / Neu-Ulm) -

Auf Verkehrs-

behinderungen

müssen sich

Verkehrs-

teilnehmer

in den

nächsten

rund 2 Jahren rund um Ulm und 

Neu-Ulm einstellen. Beide Brücken 

im Zuge der B 10/B 28 an der An-

schlussstelle Neu-Ulm sind so ma-

rode, dass sie abgebrochen und 

neu gebaut werden müssen. Das 

geht aus einer öffentlichen Aus-

schreibung des zuständigen Staat-

lichen Bauamts Krumbach hervor.

Die Arbeiten beginnen nach aktu-

ellem Stand frühestens im März 

2016 und werden bis voraussicht-

lich August 2017 dauern.

Zunächst soll die erste Brücke ab-

gebrochen und neu gebaut wer-

den. So lange wird der Verkehr 

beider Fahrtrichtungen über eine 

Brücke geleitet. Im Anschluss wird 

die zweite Brücke neu gebaut.

In Fahrtrichtung Ulm befinden 

sich beide Brücken nach dem Aus-

bauende der B 30 - in Fahrtrich-

tung Senden kurz vor der Auffahrt 

zur B 30. (ff) 

Q5

-10-

Ab Ende 2021 sollen Züge auf der Südbahn 

elektrisch fahren            (Foto: Michael Meding

Lizenz:  CC BY-SA 2.0 de)
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AAuuss ddeerr RReeggiioonn

IHK beschließt Prioritätenliste

(Weingarten) - Nach dem Regional-

verband hat die IHK-Vollversammlung 

im Dezember ihre Prioritätenliste für 

die wichtigsten Straßenbauprojekte in 

der Region verabschiedet.

"Der Regionalverband Bodensee-

Oberschwaben und die IHK Boden-

see-Oberschwaben haben über meh-

rere Jahre die Prioritätenliste für die 

Bundesstraßen in der Region in den 

Landkreisen Bodenseekreis, Ravens-

burg und Sigmaringen gemeinsam 

erarbeitet. Die Liste besteht aus sechs 

Projekten mit sehr hoher Priorität und 

fünf Projekten mit hoher Priorität", 

berichtete Wolfgang Heine, Leiter des 

IHK-Geschäftsbereichs Standortpoli-

tik. Auch das Referat 47.3 - Straßen-

bau-Süd des Regierungspräsidiums 

Tübingen ist an der Aufstellung betei-

ligt worden. Bereits Ende November 

habe der IHK-Verkehrsausschuss ge-

schlossen für die Prioritätenliste ge-

stimmt. Anfang Dezember wurde die 

Liste von der Verbandsversammlung 

des Regionalverbandes einstimmig 

beschlossen (Bericht auf Seite 1). 

Es sei wichtig, die Projekte schnellst-

möglich wenigstens zur Planungsreife 

zu bringen, betonte Wolfgang Heine. 

"Wenn wir gemeinsam die gleiche 

Liste verabschieden, sind wir entspre-

chend stark gegenüber Bund und 

Land".

Die Mitglieder der IHK-

Vollversammlung folgten diesem Vor-

schlag und beschlossen einstimmig, 

die Prioritätenliste für die Straßenbau-

vorhaben in der Region als Grundlage 

für ihre verkehrspolitische Arbeit so-

wie Stellungnahmen gegenüber dem 

Bund und dem Land zu nehmen. (ff) 

Q8

IKEA richtet Abholstation in Ravensburg ein

(Ravensburg) - Ab Januar können 

Kunden des schwedischen 

Möbelhauses IKEA Ihre Produkte die 

sie im Internet ausgesucht haben in 

Ravensburg abholen.

Die neue IKEA-Abholstation in der 

Escher-Wyss-Straße ist eine 

Außenstelle des IKEA-

Einrichtungshauses in Ulm und eine 

Art Hybrid zwischen dem stationären 

Einzelhandel und dem immer stärker 

werdenden Onlinehandel.

Wo Einrichtungshäuser weit entfernt 

oder schwer erreichbar sind, plant das 

Unternehmen bundesweit acht 

Abholstationen für IKEA-Produkte. 

Der erste Standort wird im Januar in 

Ravensburg eröffnet.

IKEA plant zusätzlich im Allgäu ein 

Einrichtungshaus bei Memmingen, 

das voraussichtlich 2019 eröffnen soll.

Die nächsten IKEA-

Einrichtungshäuser befinden sich 

zurzeit in Freiburg, Sindelfingen, Ulm, 

München und in der Schweiz. Beim 

österreichischen Wolfurt befindet sich 

zudem eine Abholstation. (ff) 
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Gerne können Sie Ihre Meinung und

Fragen als Leserbrief an die Redaktion

senden:
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88339 Bad Waldsee

Deutschland
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Nur Zuschriften mit der Angabe von Vor-
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UUnnggeekküürrzzttee AAnnttwwoorrtteenn

Tim Hundertmark

FDP

Kandidat im Wahl-

kreis 66: Biberach

Welche Bedeutung hat die B 30 für Ihren Wahlkreis?

Die B 30 hat eine sehr große Bedeutung für den Wahlkreis Biberach. Die Straße ist ein Beleg 

dafür, dass gute Verkehrswege die Voraussetzung für florierende Entwicklungen der anliegen-

den Städte sind. Das galt früher im römischen Reich genauso wie heute. Das sieht man an den 

hervorragenden wirtschaftlichen Entwicklungen von Laupheim und Biberach. Gleichzeitig wird 

uns aber auch das Manko fehlender guter Verkehrswege vor Augen geführt. Der unzureichende 

Ausbau der B 312 als Anbindung zur A 7 ist eine Katastrophe und hemmt unsere Entwick-

lungsmöglichkeiten. Nicht nur hier wird das Fehlen einer übergeordneten Ost-West-

Verbindung in Form einer Autobahn von Memmingen nach Freiburg deutlich. Die B 30 ist aber 

nur von Ulm bis Biberach in einem akzeptablen Ausbauzustand. Gute Verkehrswege haben 

nicht nur eine große Bedeutung für die Stärkung des Wirtschaftsstandortes. Wichtig ist auch die 

Reduzierung der Belastung der Anlieger. Dies ist durch eine neue Linienführung und somit der 

Umfahrung von Ortschaften der B 30 im Abschnitt von Ulm bis Biberach ganz gut gelungen.

Wie bewerten Sie die Situation an der B 30 zwischen Baindt und Biberach?

Ab Biberach südwärts ist der Ausbauzustand unzureichend. Zum einen ist hier die Straße in 

Ihrer Leistungsfähigkeit für das zu bewältigende Verkehrsaufkommen überlastet und zum 

anderen für die Anlieger und Verkehrsteilnehmer eine Zumutung.

Der Streckenabschnitt zwischen Biberach und Baindt sollte in einen ähnlichen Zustand wie der 

Abschnitt von Ulm nach Biberach gebracht werden. Er sollte den Erfordernissen einer 

modernen Straße im 21. Jahrhundert entsprechen. Es bedarf eines 4-streifigen Ausbaus von 

Biberach bis Baindt. Die Ortsdurchfahrten von Gaisbeuren und Enzisreute müssen durch 

Ortsumfahrungen entlastet werden. Im Vordergrund sollte bei der Optimierung die maximale 

Entlastung der Anlieger bei größtmöglicher Leistungsfähigkeit des Verkehrsstroms stehen.

Beschreiben Sie Ihre Position zum Ausbau der B 30

Meine Position zum Ausbau ist klar pro. Je schneller der Ausbau kommt desto besser. Allge-

mein muss der Bundeshaushalt von Konsumausgaben hin zu mehr Investitionen umgeschich-

tet werden. Der Ausbau muss natürlich möglichst umweltschonend umgesetzt werden. Aber 

bei den herrschenden Umweltstandards mache ich mir da keine Sorgen. Ich habe manchmal 

den Eindruck, dass hier einem Kleinstlebewesen mehr Bedeutung beigemessen wird als einem 

Menschen, der die krankmachenden Auswirkungen als Anlieger einer stark befahrenen Straße 

ertragen muss.

Laut eines Gutachtens der grün-roten Landesregierung ist eine Verbesserung bei Gaisbeu-

ren und Enzisreute sowie südlich von Biberach nur über den Bundesverkehrswegeplan mög-

lich. Wie werden Sie eine entsprechende Einstufung im Bundesverkehrswegeplan 2015 un-

terstützen?

Ich werde mich mit allem Nachdruck für eine vordringliche Priorisierung der B 30 südlich von 

Biberach und bei Gaisbeuren und Enzisreute einsetzen. Die B 30 ist eine der am stärksten be-

fahrenen Bundesstraßen Deutschlands. Gaisbeuren und Enzisreute haben eine sehr hohe 

Schwerverkehrsbelastung. Hier ist das größte Nadelöhr zwischen Ulm und Ravensburg.

Bitte wenden...
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UUnnggeekküürrzzttee AAnnttwwoorrtteenn

Fortsetzung

Tim Hundertmark

FDP

Kandidat im Wahl-

kreis 66: Biberach

Welche kurzfristigen Verbesserungen an der B 30 wurden in den letzten vier Jahren erreicht? 

Was muss zukünftig getan werden?

Der in den letzten Jahren realisierte Zusatzfahrstreifen Biberach Süd kann nur ein Meilenstein 

sein. Es bedarf eines 4-streifigen Ausbaus von Biberach bis Baindt.

Der B 30-Aufstieg in Biberach ist eine große Hilfe, Anwohner und Verkehrsteilnehmer zu entlas-

ten. Dazu gehört auch gegenüberliegend ein Anschluss der L 230 von Maselheim kommend an 

die B 30. Es ist zu prüfen, in welchem Umfang an der neuen Anschlussstelle “Biberach-Mitte” 

oder an anderer Stelle der auszubauenden B 30 Gewerbegebiete erschlossen werden können. 

Schließlich soll die Entwicklung unserer Region nicht abgeschlossen sein und auch unseren Kin-

dern Zukunftsfähigkeit bieten
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Andreas Schwarz

Grüne

Stellvertretender 

Fraktionsvorsitzender 

und Vorsitzender des 

Arbeitskreises Ver-

kehr und Infrastruktur 

im Landtag von Ba-

den-Württemberg

Welche Bedeutung hat die Bundesstraße 30 für Baden-Württemberg?

Baden-Württemberg ist auf eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur angewiesen. Als zentrale 

Verkehrsachse in Ostwürttemberg ist die B 30 zusammen mit der Südbahn und der A 96 als 

Verbindung der Region Ulm mit der Bodenseeregion für die Menschen, die Wirtschaft und den 

Tourismus von großer Bedeutung.

Wie bewerten Sie die Situation an der B 30 zwischen Biberach und Baindt?

Die B 30 ist zwischen Neu-Ulm und Biberach vierstreifig ausgebaut. Der Ausbau von Fried-

richshafen bis Baindt inkl. der Ortsumfahrung Ravensburg soll bis Ende 2018 fertig sein. Zwi-

schen Baindt und Biberach sind die Ortsdurchfahrten insbesondere durch den Lkw-Verkehr 

stark belastet.

Beschreiben Sie Ihre Position zum Ausbau der B 30

Der vierstreifige Ausbau mit den Ortsumfahrungen Gaisbeuren und Enzisreute sowie der Er-

weiterung der Ortsumfahrung Biberach erfüllt die Kriterien, die für die Ertüchtigung unseres 

Straßennetzes gelten. Alle drei Teilprojekte wurden vom Land Baden-Württemberg für den 

neuen BVWP vorgeschlagen.

Laut eines Gutachtens der Landesregierung ist eine Verbesserung bei Gaisbeuren und En-

zisreute sowie südlich von Biberach nur über den Bundesverkehrswegeplan möglich. Wie 

werden Sie eine entsprechende Einstufung im Bundesverkehrswegeplan 2015 unterstützen?

Die Einstufung der für den BVWP vorgeschlagenen Projekte nach dem Nutzen-Kosten-

Verhältnis will der Bund im Dezember vorlegen. Wir halten es für erforderlich, dass - wie bei 

den Landesstraßen - auch die Wirkungen von Maßnahmen auf Verkehrsfluss, Menschen, Um-

welt und Verkehrssicherheit berücksichtigt werden.

Welche kurzfristigen Verbesserungen an der B 30 wurden in den letzten vier Jahren erreicht? 

Was muss zukünftig getan werden?

Der dreistreifige Ausbau auf sechs Abschnitten zwischen Oberessendorf und Biberach hat den 

Verkehrsfluss verbessert. Neben dem Ausbau der B 30 ist die baldige Elektrifizierung der Süd-

bahn von Ulm nach Friedrichshafen sowohl für den Nah- und den Fernverkehr als auch für den 

Güterverkehr wichtig.

Wann planen Sie einen informativen B 30-Vor-Ort-Termin in Gaisbeuren?

Gerne komme ich zu einem Vor-Ort Besuch nach Gaisbeuren. Für die Terminabsprache kön-

nen Sie sich an mein Büro wenden.

Andreas Schwarz MdL

im Namen der gesamten Fraktion GRÜNE im Landtag von Baden-Württemberg
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(Berlin) - Der Bund der Steuerzahler 

stellte Anfang Oktober sein Schwarz-

buch 2015 vor. Auch in diesem Jahr 

werden Verschwendungen im Ver-

kehrsbereich beklagt. Ein Auszug 

einiger Fälle:

Bund der Steuerzahler kritisiert 

Kostensteigerungen

(Berlin) - Beim Bau von Bundesfern-

straßen wird viel Steuergeld ver-

schwendet. Diese Auffassung vertritt 

der Bund der Steuerzahler in seinem 

Schwarzbuch 2015. Zwischen 2009 

und 2014 seien knapp 90 Prozent 

aller Neubauprojekte bei Bundesau-

tobahnen und -straßen am Ende 

teurer geworden, als geplant. Durch-

schnittlich wurde ein Projekt 55 Pro-

zent teurer, als geplant. Die Kosten-

explosion belaufe sich auf 3,5 Mrd. 

Euro. Außerdem seien mindestens 

10 Straßenprojekte durch Kosten-

steigerungen in die Unwirtschaft-

lichkeit gerutscht. Sie hätten damit 

aufgrund haushaltsrechtlicher Be-

stimmungen gar nicht begonnen 

werden dürfen.

Der Bundesfernstraßenbau sei eine 

der größten Mischfinanzierungsbau-

stellen Deutschlands: Zwar ist der 

Bund Eigentümer der Bundesauto-

bahnen und Bundesstraßen, doch 

die Länder verwalten das Straßen-

netz im Auftrag des Bundes. Häufig 

planten die Länder deshalb fehler-

haft oder überdimensioniert, oder 

sie missachteten wesentliche Vorga-

ben des Bundesverkehrsministeri-

ums, lautet der Vorwurf des Bundes 

der Steuerzahler. Beim Bundesfern-

straßenbau sei der Grad der Ver-

schwendung hoch. Schuld daran sei 

die diffuse Vermischung von Aufga-

ben und Ausgaben. Die Bundesfern-

straßenverwaltung müsse deshalb 

dringend neu geordnet werden.

Wallenhorst beleuchtet Gullydeckel

(Wallenhorst) - Mit beleuchteten 

Gullydeckeln in einem Kreisverkehr 

will das niedersächsische Wallen-

horst Akzente setzen. Der neu er-

baute Kreisverkehr am südlichen 

Ortseingang war dem Gemeinderat 

zu langweilig. Er sollte deshalb bes-

ser in Szene gesetzt werden. Ohne 

Gegenstimmen beschloss der Ge-

meinderat im Jahr 2014, die 5 Gully-

deckel inmitten des überfahrbaren 

Kreisverkehrs mit bunten LED-

Lichtern zu versehen. Dies kostete 

rund 10.000 Euro. Nur der damalige 

Bürgermeister sah keinen Bedarf.

Brücke vorerst nutzlos

(Gottenheim) - Vor 3 Jahren wurde 

der erste Bauabschnitt der Bundes-

straße 31 West zwischen der An-

schlussstelle Freiburg-Mitte an der 

A 5 und Breisach fertiggestellt. Teil 

dieser Baumaßnahme ist eine Brü-

cke, zu der allerdings bis heute keine 

Straße führt. Die grün-rote Landes-

regierung stoppte nach dem Brü-

ckenbau das Projekt. Laut den Aus-

führungen des baden-

württembergischen Verkehrsminis-

teriums betrugen die Baukosten für 

das Brückenbauwerk rund 1,1 Mio. 

Euro. Angeblich soll die Brücke doch 

noch sinnvoll an das vorhandene 

Straßennetz angebunden werden. 

Seinerzeit hatte die baden-

württembergische Verkehrsstaats-

sekretärin Dr. Gisela Splett (Grüne) 

betont, dass die Landesregierung 

keinen Bedarf sehe und das Projekt 

in den nächsten zehn Jahren nicht 

fortgeführt werde.

Teures im Radverkehr

(Düsseldorf / Hamburg / Hannover) 

- Teures für Fahrradfahrer, das leis-

teten sich die Städte Düsseldorf und 

Hamburg. Hannover und Hamburg 

beschreiten zudem besondere Wege.

Für rund 27.000 Euro errichtete die 

Stadt Düsseldorf am Mannesmann-

ufer am Rhein ein "Fahrradbarome-

ter". Das "Barometer" zeigt Datum, 

Uhrzeit, Temperatur und die Anzahl 

der Radfahrer an, die täglich an der 

Säule vorbeikommen. Ziel ist die 

Zahl der Radfahrer weiter zu erhö-

hen, so die Stadt Düsseldorf. Dazu 

reiche die Skala bis zwei Millionen -

als Ansporn für Radfahrer.

Rund 4.000 Euro mehr hat die Stadt 

Hamburg für einen wesentlich ge-

ringeren Funktionsumfang ausgege-

ben: Für rund 31.000 Euro leistete 

sich die Stadt einen reinen Fahrrad-

zähler, der vorbeikommende Radler 

tagesaktuell, als auch über das ge-

samte Jahr zählt. Den Zweck des 

Zählers beschreibt das Bezirksamt 

mit der "Ablesbarkeit eines über 

mehrere Jahre andauernden Trends 

und der Klärung der an der Alster 

benötigten Infrastruktur zur Herstel-

lung bzw. Wahrung der Verkehrssi-

cherheit".

In der Landeshauptstadt Hannover 

werden im Radverkehr besondere 

Wege beschritten: An der Beekestra-

ße im Stadtteil Ricklingen gestaltete 

die Stadt ein völlig intaktes Pflaster 

um, um einen separat erkennbaren 

Radweg zu beseitigen. Dafür gab die 

Stadt rund 30.000 Euro aus.

Für sogar 440.000 Euro plant die 

Stadt Hamburg einen erst vor drei 

Jahren fertiggestellten Radweg in der 

Hamburger HafenCity zu beseitigen. 

Der Radverkehr soll wieder auf die 

Straße zurückverlegt werden. Dazu 

müssen auch 14 Bäume umge-

pflanzt, 4 Laternen versetzt und die 

Straßenentwässerung umgebaut 

werden. Die zuständige Behörde 

begründet das Vorhaben damit, dass 

es seit 2009 eine geänderte Rechtsla-

ge gebe, die es erlaube Schutzstrei-

fen auf Straßen zu markieren. Solche 

Radwege seien sicherer.
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Geisterbusse verschlingen 

90.000 Euro

(Landkreis Cloppenburg) - Mit der 

Einrichtung von zwei neuen Busli-

nien im Cloppenburger Land hat der 

Landkreis Cloppenburg rund 90.000 

Euro Bundesmittel in den Sand ge-

setzt. Die neuen Buslinien verban-

den ab September 2014 das in der 

Gemeinde Emstek gelegene Gewer-

begebiet "ecopark" mit den rund 10 

bis 15 km entfernten Bahnhöfen 

Cloppenburg bzw. Fechta. Geplant 

war, dass die rund 750 Beschäftigten 

vermehrt auf umweltfreundlichere 

Verkehrsmittel umsteigen. Jeweils 

zwei mal in den Morgen- und A-

bendstunden fuhren die Busse wo-

chentags. Doch genutzt wurden sie 

kaum: Bereits im Dezember 2014 

teilte der Landkreis Cloppenburg 

mit, dass täglich lediglich 1 bis 2 

Fahrgäste das Angebot nutzten. Iro-

nischerweise stand nicht einmal fest, 

ob diese Fahrgäste überhaupt bis 

zum "ecopark" fuhren oder bei Zwi-

schenhalten ausstiegen. Selbst of-

fensive Werbemaßnahmen für die 

Buslinien blieben erfolglos. Nach 

dem rund 90.000 Euro ausgegeben 

waren, wurde der unwirtschaftliche 

Betrieb im Juli 2015 eingestellt.

Unnötiges Bahngleis beschert

Unannehmlichkeiten

(Grimma) - Ein falsch und am Bedarf 

vorbei geplantes barrierefreies 

Bahngleis sorgt in Grimma für Un-

annehmlichkeiten. Rund 200.000 

Euro wurden im Bahnhof Grimma in 

ein barrierefreies Bahngleis inves-

tiert, das im Regelzugverkehr nicht 

angefahren wird, sondern nur dann, 

wenn Behinderte sich angemeldet 

haben. Dann kommen auf alle Rei-

senden Unannehmlichkeiten zu, mit 

einem Umweg von rund 200 Metern, 

inklusive der Kreuzung eines Bahn-

übergangs. Bereits während der 

Planung warnten die Ingenieure 

davor, dass dieser Bahnsteig nicht 

benötigt werde und schlugen statt 

dessen einen barrierefreien Ausbau 

des Hauptbahnsteiges vor. Dies hät-

te keine Umwege für die Reisenden 

bedeutet und die Betriebskosten 

wären dauerhaft niedriger. Der Vor-

schlag wurde abgelehnt. Der nun 

umständliche Betrieb mindert die 

Barrierefreiheit. Es entstehen nicht 

nur Unannehmlichkeiten für die 

Reisenden, sondern jährlich auch 

ein Betriebsverlust von rund 30.000 

Euro.

Naturschutz verbietet

Asphaltierung

(Tübingen) - Vermutlich rund 40.000 

bis 50.000 Euro Schaden ist der Stadt 

Tübingen entstanden. Für rund 

30.000 Euro hatte die Stadt zunächst 

im Stadtteil Hirschau in die Asphal-

tierung des Hohlwegs investiert. 

Weil Belange des Naturschutzes 

übersehen wurden, muss der Weg 

nun wieder in seinen vorherigen 

Zustand zurückversetzt werden.

Die vor der Asphaltierung durchge-

führte Prüfung der naturschutz-

rechtlichen Voraussetzungen hatte 

zunächst ergeben, dass der Weg 

nicht als geschützt ausgewiesen sei.

Jedoch vertrat das Landratsamt nach 

der Asphaltierung eine andere Auf-

fassung und wies darauf hin, dass 

das Naturschutzgebiet Hohlweg 

auch den Weg selbst umfasse.

Nun muss der Asphalt beseitigt und 

der Schotterweg wiederhergestellt 

werden. Alleine die Kosten für den 

Ausbau des Asphalts belaufen sich 

auf voraussichtlich rund 4.000 bis 

5.000 Euro. (ff) 

Q10

Q10 www.schwarzbuch.de
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(Bad Waldsee) - Die "Initiative B 30" beobachtet die Entwicklungen im Bereich neuer und nachhaltiger Mobilität ge-

nau. Jedoch lassen sich aus Platz- und Kostengründen nicht immer alle Berichte in "B 30 Insider" abdrucken oder wur-

den bis zur Drucklegung von den breiten Medien umfassend thematisiert. Teilweise wurde von der Veröffentlichung 

Abstand genommen oder die Veröffentlichung bis zum Vorliegen neuer Entwicklungen verschoben. Ein Auszug eini-

ger im Jahr 2015 nicht veröffentlichter und ungekürzter Berichte (in der Regel im Entwurf):

Telematik-Tarife: Neue Überwa-

chung im Auto und Alltag

(München / Coburg) - Allianz, Huk-

Coburg und andere Autoversicherer 

arbeiten an der Einführung von Te-

lematik-Tarifen. Dabei soll das Ver-

halten des Fahrers überwacht, an 

die Versicherung übermittelt und in 

die Prämienberechnung einbezogen 

werden.

Wer sich freiwillig meldet, soll eine 

Überwachungsbox erhalten. Alter-

nativ könnte sogar das Smartphone 

zur Überwachungszentrale werden 

und Daten wie Bremswege, Be-

schleunigung, Geschwindigkeit, 

Datum, Ort, Uhrzeit und Route er-

fassen und an den Versicherer wei-

tergeben. Im Visier sind besonders 

Fahranfänger. Als einer der ersten 

Anbieter hat die Sparkassen-Direkt-

Versicherung bereits 1.000 Überwa-

chungsboxen in die Autos ihrer 

Kunden einbauen lassen. Bei einem 

guten Jahres-Gesamtpunktewert 

(Score) erhalten die Versicherten 

einen Rabatt von fünf Prozent auf 

Ihre nächste Jahresbeitragsrech-

nung. 

Einen ähnlichen Weg planen Versi-

cherer in der Kranken-, Lebens-

oder Berufsunfähigkeitsversiche-

rung. Die Generali will im kommen-

den Jahr ihren Tarif "Vitality" auf 

den Markt bringen. Dabei werden 

die Versicherten überwacht, ob sie 

sich gesund ernähren, viel bewegen, 

Vorsorgeuntersuchungen in An-

spruch nehmen oder auf das Rau-

chen verzichten. Wer sich gesund 

verhält, soll einen Bonus erhalten.

Politiker, Verbraucher- und Daten-

schützer betrachten die Entwicklung 

kritisch. Menschen würden die Frei-

heit verlieren über ihr Verhalten 

selbst zu entscheiden. Der finanziel-

le Anreiz würde dazu verleiten, dass 

sensible persönliche Daten preisge-

ben werden. Auch die Ersparnis sei 

minimal: Das gemeinnützige 

Verbraucherportal "Finanztip" hat 

die Telematik-Tarife bereits unter-

sucht. Die Versicherer versprächen 

20-40 Prozent Ersparnis, doch be-

reits bei einem normalen Versiche-

rerwechsel könnten Kunden 25 Pro-

zent sparen. Außerdem könnten 

herkömmliche Tarife teurer werden 

- wer nicht freiwillig teilnimmt, ist 

dann womöglich zur Teilnahme 

gezwungen. (ff)

Q11

Neues Nummernschild für E-Autos

(Berlin) - Seit Ende September kön-

nen Halter von Elektrofahrzeugen 

ein neues Nummernschild beantra-

gen. Mit dem besonderen Kennzei-

chen dürfen E-Autos die Privilegien 

im Straßenverkehr nutzen, die Bun-

desverkehrsminister Alexander 

Dobrindt im Elektromobilitätsgesetz 

(EmoG) geschaffen hat. "Elektro-

fahrzeuge bekommen ein eigenes 

Nummernschild und haben einen 

echten Erkennungseffekt. Das 

Nummernschild ist Teil unseres 

Maßnahmenpakets: Dazu gehören 

zum Beispiel die Befreiung der E-

Fahrzeuge von der Kfz-Steuer und 

Privilegien auf Sonderfahrspuren 

Q11 www.heise.de/newsticker/meldung/Ueb

erwachung-im-Auto-Telematik-Tarife-

vor-dem-Durchbruch-2767175.html

www.sparkassen-direkt.de/telematik/

sowie kostenfreie Parkplätze. Aktuell 

bauen wir ein flächendeckendes 

Netz an Schnellladesäulen an den 

Autobahnraststätten auf,  das durch-

schnittlich alle 30 km verfügbar ist", 

so der Bundesminister.

Das Elektromobilitätsgesetz defi-

niert, was unter dem Begriff Elektro-

fahrzeug zu verstehen ist und wie 

diese Fahrzeuge zu kennzeichnen 

sind. Darüber hinaus gibt es den 

Kommunen vor Ort die Möglichkeit, 

E-Autos im Straßenverkehr zu privi-

legieren, u.a. kostenfreie Parkplätze 

oder Nutzungsrechte für Busspuren 

zu schaffen. Mit dem Gesetz können 

die Kommunen jederzeit - und da-

mit unbürokratisch und flexibel - die 

für ihren Geltungsbereich passen-

den Maßnahmen ergreifen.

Das neue Nummernschild ist Teil 

eines Maßnahmenpakets, mit dem 

die Bundesregierung die Elektromo-

bilität in Deutschland fördert. Dazu 

zählen auch Milliarden-

Investitionen in Forschung und 

Entwicklung sowie der Aufbau eines 

flächendeckenden E-

Tankstellennetzes auf Autobahnen 

bis 2017. (ff) 

Q12

Autonomes Fahren im Trend

(Las Vegas) - Ganz ohne Fahrer 

könnten Autos in Zukunft auskom-

men. Den ersten Prototypen stellte 

der amerikanische Internetkonzern 

Google im Dezember 2014 vor...

Q12 www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Presse

mitteilungen/2015/097-dobrindt-

kennzeichen-e-autos.html
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...Anhand von Sensoren erkennt das 

Fahrzeug seine Umgebung und fin-

det von alleine seinen Weg. Ähnliche 

Pläne verfolgen die großen Automo-

bilhersteller. Auf der amerikani-

schen Technikmesse CES stellten 

nun Audi und Mercedes-Benz 

selbstfahrende Fahrzeuge vor. Das 

"pilotierte Fahren" ist allerdings 

noch mit Einschränkungen verbun-

den: Die Höchstgeschwindigkeit ist 

begrenzt, zudem schalten sich die 

Systeme im Stadtverkehr ab und der 

Fahrer muss übernehmen. Merce-

des-Benz arbeitet zudem an selbst-

fahrenden Lkw.

In Deutschland ist für autonomes 

Fahren die A 9 in Bayern als 

Teststrecke zwischen München und 

Nürnberg im Gespräch. Die A 9 eig-

net sich als Teststrecke, da sie als 

hochbelastete Autobahn zwei Met-

ropolregionen verbindet und auf 

zahlreichen Abschnitten mit mo-

derner Verkehrsbeeinflussung aus-

gestattet ist. Dort sollen die Kom-

munikation zwischen Fahrzeugen 

untereinander und mit Infrastruk-

tureinrichtungen, die "Rastanlage 

der Zukunft" und Falschfahrerwarn-

systeme erprobt und bewertet wer-

den. (ff) 

Q13

Mehr Elektromobilität geplant

(Stuttgart / Berlin) - Die Landesre-

gierung und der Bund wollen den 

Q13 www.heise.de/newsticker/meldung/Sel

bstfahrendes-Auto-Google-enthuellt-

ersten-richtigen-Prototypen-

2506026.html

www.heise.de/newsticker/meldung/Go

ogle-plant-Testflotte-aus-150-

selbstfahrenden-Autos-2517998.html

https://de.wikipedia.org/wiki/Google_D

riverless_Car

www.heise.de/newsticker/meldung/CE

S-Selbstfahrender-Audi-auf-dem-

Weg-nach-Vegas-2508434.html

http://next.mercedes-

benz.com/autonomes-fahren/

www.heise.de/autos/artikel/Dobrindt-

Selbstfahrende-Autos-werden-Erfolg-

haben-2530153.html

www.heise.de/autos/artikel/Baden-

Wuerttemberg-will-autonomes-

Fahren-foerdern-2580236.html

Anteil der Elektrofahrzeuge steigern 

- weg vom Verbrauch fossiler Ener-

gien zu regenerativen Energien. 

Pkw, aber auch Busse und Nutzfahr-

zeuge stehen im Fokus.

Der Bund beabsichtigt bis 2017 

Schnellladestationen auf den meis-

ten der rund 430 bewirtschafteten 

Rastanlagen an den Autobahnen zu 

errichten, um die Versorgung von 

Elektrofahrzeugen für längere Fahr-

ten zu ermöglichen. Neben Elektro-

antrieben stehen Hybridtechnolo-

gien in der Diskussion, die mehrere 

Antriebsarten kombinieren z. B. 

Benzin- und Elektromotor in einem 

Fahrzeug. 

Die baden-württembergische Lan-

desregierung setzt einen weiteren 

Schwerpunkt auf die Verlagerung 

des Verkehrs hin zu mehr Fuß- und 

Radverkehr. Im Radverkehr stehen 

zunehmend E-Bikes - Fahrräder mit 

elektrischem Hilfsmotor - im Fokus.

Für eine nachhaltige Elektromobili-

tät ist eine nachhaltige und aus-

kömmliche Stromerzeugung durch 

regenerative Energien erforderlich -

wird der benötigte Strom hingegen 

mit Kohlekraftwerken erzeugt, ver-

lagern sich Schadstoffausstoß und 

Umweltbelastungen von der Stadt 

auf das Land. (ff) 

Q14

Umweltfreundliche Logistik geplant

(Stuttgart) - Die Landesregierung 

arbeitet an einem neuen Logistiksys-

tem. Waren sollen in Zukunft mög-

lichst umwelt- und klimafreundlich 

zu ihren Bestimmungsorten kom-

men. Der Gütertransport soll dazu in 

größtmöglichem Umfang von der 

Straße auf die Schiene und das Bin-

Q14 http://mvi.baden-

wuerttemberg.de/de/mobilitaet-

verkehr/nachhaltige-

mobili-

taet/elektromobilitaet/elektromobilitaet-

allgemein/

nenschiff verlagert werden. In Zu-

kunft sollen auf der Straße nur noch 

Transporte stattfinden, für die keine 

Alternative zur Verfügung stehen. 

Ein möglichst flächendeckendes 

Netz an Umschlagstellen von Gütern 

von der Straße auf die Schiene oder 

Wasserstraße ist geplant. Insbeson-

dere soll in den nächsten Jahren die 

Förderung von Infrastrukturmaß-

nahmen zur Verkehrsverlagerung 

finanziell unterstützt werden (ff) 

Q15

Landesregierung strebt Pionierre-

gion für Nachhaltige Mobilität an

(Stuttgart) - Die Landesregierung 

möchte Baden-Württemberg zur 

Pionierregion für nachhaltige Mobi-

lität machen. Die Luft soll durch 

mehr Umweltzonen reingehalten 

werden. Zur Reduzierung des Flä-

chenverbrauchs sollen Straßen nur 

noch im Einzelfall gebaut werden. 

Erhalt geht vor Neubau. Das gleiche 

gilt für Siedlungsgebiete. Zur Redu-

zierung der Zerschneidung der 

Landschaft soll auf neue Straßen 

soweit wie möglich verzichtet wer-

den. Außerdem strebt die Landesre-

gierung die Wiedervernetzung der 

Natur mit Wildbrücken an. Für ei-

nen besseren Lärmschutz plant die 

Landesregierung Maßnahmen zur 

Begrenzung der Geräuschemissio-

nen von Motorrädern, Lkw und Pkw. 

Das Straßennetz soll mit Leitsyste-

men effektiver genutzt werden, so 

dass ohne Ausbau mehr Verkehr 

abgewickelt werden kann. Zur Ver-

kehrsvermeidung sollen Bürgerin-

nen und Bürger zu Fuß gehen, mit 

dem Rad fahren oder den öffentli-

chen Personennahverkehr nutzen. 

Im ländlichen Raum sollen mehr 

Rufbusse fahren. (ff) 

Q16

Q15 http://mvi.baden-

wuerttemberg.de/de/mobilitaet-

verkehr/nachhaltige-

mobilitaet/kombinierter-gueterverkehr/

Q16 http://mvi.baden-

wuerttemberg.de/de/mobilitaet-

verkehr/nachhaltige-

mobilitaet/definition/
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Auto-Notruf eCall kommt 2018

(Brüssel / Straßburg) - Mit breiter 

Mehrheit hat das EU-Parlament im 

April einen Verordnungsentwurf für 

Notrufsysteme in Kraftfahrzeuge 

abgesegnet. Ab Ende März 2018 

müssen neue Fahrzeuge die Technik 

an Bord haben und eine gebühren-

freie Notrufmöglichkeit haben. Be-

reits angebotene Produkte von Drit-

ten sind weiter zusätzlich nutzbar, 

solange die eCall-Funktion garan-

tiert ist. Der bordeigene Notruf soll 

bei einem Zusammenstoß im Stra-

ßenverkehr oder vergleichbaren 

Unglücken automatisch die einheit-

liche europäische Notrufnummer 

112 wählen, wenn der Airbag ausge-

löst wurde. Der Notruf soll auch 

manuell auslösbar sein. Die über-

mittelten Informationen sind be-

schränkt auf die Fahrzeugklasse, die 

Art des Treibstoffs sowie die Zeit 

und den exakten Ort des Unfalls. 

(ff)

Q17

Oslo wirft das Auto raus

(Oslo) - Ab 2019 sollen in der norwe-

gischen Hauptstadt Oslo viel weni-

ger Autos unterwegs sein. Stattdes-

sen will der neue Stadtrat den ÖPNV 

stärken und das Radfahren etablie-

ren.

Mitte September wurde in Oslo ge-

wählt. Nach 18 Jahren Regierungs-

zeit wurde der konservative Stadtrat 

von einem neuen Bündnis aus Sozi-

aldemokraten, Grünen und Linken 

im Rathaus abgelöst. Jetzt will die 

neue Stadtregierung das Radwege-

netz ausbauen und Autos aus dem 

Stadtzentrum verbannen.

Noch beträgt der Anteil der Radfah-

rer am Gesamtverkehr lediglich acht 

Prozent. Deutsche Städte mit ver-

gleichbarer Größe sind noch 

schlechter: In Stuttgart und Dort-

Q17 www.heise.de/newsticker/meldung/EU-

Parlament-beschliesst-Auto-Notruf-

eCall-2626174.html

mund beträgt der Anteil des Radver-

kehrs rund sieben Prozent. Düssel-

dorf sticht jedoch hervor und hat 

mit ebenfalls 600.000 Einwohnern 

einen Radfahreranteil von zwölf 

Prozent. Oslo will den Anteil bis 

2025 auf 16 Prozent verdoppeln.

Um das zu erreichen, soll jetzt mas-

siv investiert werden. Die Stadtregie-

rung will in der ersten Phase bis 

2025 eine Summe von 4,3 Milliarden 

norwegische Kronen (rund 450 Mil-

lionen Euro) investieren. Anschlie-

ßend soll das Budget verdoppelt 

werden.

Ziel ist es, bis 2019 den Autoverkehr 

im gesamten Stadtverkehr um 20 

Prozent zu reduzieren. Ein Mittel 

hierfür ist neben dem Ausbau der 

Radinfrastruktur die Anpassung der 

seit 25 Jahren in Oslo bestehenden 

Straßenmaut. Für Autos mit 

Verbrennungsmotor soll die Maut-

gebühr steigen, Elektrofahrzeuge 

zahlen nichts.

Oslos Einzelhändler und Unter-

nehmen laufen Sturm. Sie befürch-

ten, dass ihre Umsätze zurückgehen. 

Allerdings zeigt die Erfahrung bis-

lang, dass die Kaufkraft nicht 

schwindet, eher im Gegenteil. (ff)

Q18

Q18 http://blog.zeit.de/fahrrad/2015/12/21/o

slo-steckt-viel-geld-in-den-radverkehr/




